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Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Freiflächenphotovoltaikanlage Brandäcker", Gemarkung Bierstetten 
7. Flächennutzungsplanänderung  
 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Stellungnahmen und Abwägungsvorschläge  
 
Beteiligungsfrist der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange vom 27.03. bis 28.04.2023. 
 
Nachfolgende Träger öffentlicher Belange wurden im Zuge der frühzeitigen Behördenbeteiligung zur Stellungnahme aufgefordert: 
 
Amprion GmbH 
BUND 
Bundesnetzagentur 
Deutsche Telekom 
Deutscher Wetterdienst 
E-Plus 
Feuerwehr Bad Saulgau 
Gemeinde Allmannsweiler 
Gemeinde Altshausen 
Gemeinde Boms 
Gemeinde Dürnau 
Gemeinde Ebersbach-Musbach 
Gemeinde Eichstegen  
Gemeinde Herbertingen 
Gemeinde Hohentengen 
Gemeinde Hoßkirch 
Gemeinde Ostrach 
IHK 
Landesamt für Denkmalpflege 
Landratsamt Bodenseekreis 
Landratsamt Konstanz 

Landratsamt Ravensburg 
Landratsamt Sigmaringen 
Landratsamt Tuttlingen 
LGRB 
LNV 
Naturpark Obere Donau 
NetCom BW GmbH 
Netze BW GmbH 
Netze-Gesellschaft Südwest mbH 
Polizeidirektion Ravensburg 
Regionalverband Bodensee-Oberschwaben 
RP Stuttgart Luftfahrtbehörde 
RP Tübingen 
Stadt Bad Buchau 
Stadt Bad Saulgau: Baurechtsamt, Beiträge, Abwasser, Liegenschaften, Umwelt, Untere Verkehrsbehörde 
Stadt Bad Schussenried 
Stadt Mengen 
Stadtwerke Bad Saulgau 
terranets bw GmbH 
Vodafone Unitymedia 

 
  



Stadt Bad Saulgau / VG Bad Saulgau/Herbertingen                                    Vorhabenbezogener Bebauungsplan „FFPV-Anlage Brandäcker", Gem. Bierstetten 
                                                                                                                sowie 7. Flächennutzungsplanänderung
            - Frühzeitige Beteiligung  
 

Seite 2 von 33 

 

A: Folgende Träger haben in ihrer Stellungnahme keine Einwendungen, Anregungen oder Bedenken vorgebracht: 
A1 Landratsamt Bodenseekreis      27.03.23  keine weitere Beteiligung 
A2 Deutscher Wetterdienst      14.04.23  Beteiligung zukünftig an PB24.TOEB@dwd.de 
A3 Gemeinde Hohentengen      14.03.23  keine weitere Beteiligung 
A4 Gemeinde Hoßkirch       15.03.23   
A5 IHK Bodensee-Oberschwaben     21.03.23  Beteiligung zukünftig an bauleitplanung@weingarten.ihk.de 
A6 Landratsamt Ravensburg      25.04.23  keine weitere Beteiligung 
A7 Landratsamt Biberach      05.04.23  keine weitere Beteiligung 
A8 Naturpark Obere Donau      14.03.23  keine weitere Beteiligung 
A9 Netcom BW        13.04.23 
A10 Netze BW        04.04.23 
A11 Netze Südwest       21.03.23  keine weitere Beteiligung 
A12 Gemeinde Ostrach       13.04.23 
A13 Polizeipräsidium Ravensburg     16.03.23 
A14 RP Stuttgart, Referat 46.2 - Luftverkehr und Luftsicherheit  25.04.23 
A15 Amprion        16.03.23 
A16 Stadt Bad Schussenried      17.03.23  keine weitere Beteiligung 
 
B: Folgende Träger haben Anregungen/Hinweise/Bedenken vorgebracht: 
B1 Gemeinde Ebersbach-Musbach     15.03.23 
B2 Landratsamt Sigmaringen      24.03.23 (FNP) 
B3 Landratsamt Sigmaringen      24.03.23 (BPL) 
B4 Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB)  17.04.23 (FNP) 
B5 Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB)  17.04.23 (BP) 
B6 RP Tübingen        21.04.23 (FNP) 
B7 RP Tübingen        25.04.23 (BP) 
B8 Regionalverband Bodensee-Oberschwaben   31.03.23 
B9 Terranets BW GmbH       14.03.23 
B10  Landesamt für Denkmalpflege     27.03.23 
 
C: Verwaltungsinterne Stellungnahmen: 
C1 Stadt Bad Saulgau, Fachbereich 4, Gebühren und Beiträge 
C2 Stadt Bad Saulgau, Liegenschaften 
C3 Stadt Bad Saulgau, Feuerwehr 
C4 Stadt Bad Saulgau, Fachbereich 2, Sicherheit und Ordnung 
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zu B: Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange sowie Abwägungs- und Beschlussvorschläge der Stadt: 
 

Lfd. Nr. Wortlaut Stellungnahme/Einwendung/Anregung Abwägungs- /Beschlussvorschlag 

B1 Gemeinde Ebersbach-Musbach 
Stellungnahme vom 15.03.2023 
Anlagen zur Stellungnahme: keine 
 
Wir danken für die Zusendung der Unterlagen, möchten unsere Bedenken dahingehend 
einräumen, dass sich angrenzend Brunnen und PW unserer Wasserversorgung – hier 
Zweckverband Atzenberg – befinden und diese Anlagen nicht durch Baumaßnahmen und 
Bodenbefestigungen etc. beeinträchtigt werden dürfen.  
Dazu ist ein entsprechender Nachweis bei PV-Maßnahmenumsetzung erforderlich, die-
sen an die Gemeindeverwaltung ZV WV Atzenberg 88371 Ebersbach-Musbach bitte. 
 

 
 
 
Wird beachtet. Brunnen und Pumpwerk der 
Wasserversorgung Zweckverband Atzenberg 
werden durch das Vorhaben nicht beeinträch-
tigt. Die Verlegung der Erdkabel erfolgt entlang 
bestehender Wegeverbindungen. 
 

 
B2 

 
Landratsamt Sigmaringen 
Stellungnahme vom 24.04.2023 (FNP) 
Anlagen zur Stellungnahme: keine 
 
Fachbereich Brand- und Bevölkerungsschutz  
X Positiv 
□ Positiv unter Beachtung von Auflagen und Hinweisen 
□ Negativ 
□ Nicht betroffen 
□ Keine Beurteilung möglich 
 
Gegen die Maßnahme besteht aus brandschutzrechtlicher Sicht keine Bedenken. 
 
Fachbereich Umwelt und Arbeitsschutz 
□ Positiv 
X Positiv unter Beachtung von Auflagen und Hinweisen 
□ Negativ 
□ Nicht betroffen 
□ Keine Beurteilung möglich 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
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Der geplanten Änderung des Flächennutzungsplanes wird entsprechend den vorgelegten 
Unterlagen inkl. Planbegründung und Umweltbericht grundsätzlich zugestimmt. Die ar-
tenschutzrechtlichen Belange sind auf Ebene der Bauleitplanung abzuprüfen. 
 
WASSERRECHT 
 
GRUNDWASSERSCHUTZ 
Das Plangebiet befindet sich im Wasserschutzgebiet „Bierstetten/Schwemmer Esch“, 
Zone III. Die Festlegungen der Rechtsverordnung sind zu beachten. 
 
BODENSCHUTZ 
Von Seiten der unteren Bodenschutzbehörde gibt es keine Anmerkungen auf Ebene des 
Flächennutzungsplanes. Die fachliche Stellungnahme erfolgt auf Bebauungsplanebene. 
 
ABFALL 
Hinweis: 
Anfallende Bauabfälle, Bauschutt und Abbruchmaterial müssen getrennt gesammelt und 
einer Verwertung zugeführt bzw. als Abfall entsorgt werden. 
Bei der Verwertung von mineralischen Reststoffen sind die Anforderungen der Verwal-
tungsvorschrift des Umweltministeriums für die Verwertung von als Abfall eingestuftem 
Bodenmaterial vom 14.03.2007 bzw. die vorläufigen Hinweise zum Einsatz von Baustoff-
recyclingmaterial des damaligen Ministeriums für Umwelt und Verkehr Baden-
Württemberg vom 13.04.2004 einzuhalten. 
Bei der Verwertung von humosem Bodenmaterial in der durchwurzelbaren Bodenschicht 
oder als Oberboden ist die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) 
anzuwenden. 
 
IMMISSIONSSCHUTZ 
Das Sondergebiet für die Photovoltaiknutzung ist hinreichend weit von der Wohnbebau-
ung in Bierstetten entfernt. Immissionsschutzrechtliche Konflikte wegen Reflexionen des 
Sonnlichtes auf den Photovoltaikmodulen sind nicht zu erwarten. 
Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
 

 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
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NATURSCHUTZ 
Die eingereichten Unterlagen inkl. Umweltbericht zur Beurteilung der Bauleitplanung – 
auf der Ebene des Flächennutzungsplans – sind vollständig. Die Belange des Natur-
schutzes inkl. Umweltbericht sind – auf der Ebene des Flächennutzungsplans – in den 
Planunterlagen grundsätzlich ausreichend berücksichtigt und abgearbeitet. 
Allerdings bedeutet dies, dass alle Kompensationsmaßnahmen und ggf. erforderlichen 
CEF-Maßnahmen sowie evtl. weitere sonstige zu berücksichtigende Belange letztendlich 
detailliert auf Bebauungsplanebene auf deren Umsetzbarkeit abgeprüft und entsprechend 
gesichert sein müssen. Hinsichtlich der Betroffenheit von Offenlandarten ist das Vorha-
ben allerdings nicht nur hinsichtlich der Feldlerche als kritisch zu sehen. Hier können 
auch andere wertgebende Arten wie die Schafstelze oder die Wachtel betroffen sein. Die 
Arten sind auf Ebene der Bauleitplanung abzuprüfen. 
 
Hinweise: 
Aufgrund von höchstrichterlicher Entscheidung (VGH Mannheim, Urteil vom 12.06.2012, Nr. 8 S 
1337/10, bestätigt durch das Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 18.07.2012, Nr. 4 CN 3.12) 
sind folgende Positionen im Bauleitplanverfahren zu beachten: § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB verpflich-
tet die Gemeinden, die in den vorgenannten Stellungnahmen und Unterlagen behandelten Um-
weltthemen nach Themenblöcken zusammenzufassen und diese in der Auslegungsbekanntma-
chung schlagwortartig zu charakterisieren. Erforderlich ist eine Kurzfassung der vorhandenen 
Informationen. Das Bekanntmachungserfordernis erstreckt sich auch auf solche Arten verfügbarer 
Umweltinformationen, die in Stellungnahmen enthalten sind, die die Gemeinde für unwesentlich 
halten und deshalb nicht auszulegen beabsichtigt. Verstöße gegen § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB füh-
ren zur Unwirksamkeit des Bebauungsplanes. Ein pauschaler Hinweis auf den anhängenden Um-
weltbericht sowie eine bloße Auflistung der umweltbezogenen Stellungnahmen genügt diesen 
Anforderungen nicht. Nach Auffassung der Rechtsprechung ist die zu planende Gemeinde auf der 
‚sicheren Seite“, wenn der Bekanntmachungstext einen zwar stichwortartigen aber vollständigen 
Überblick über diejenigen Umweltbelange ermöglicht, die aus der Sicht der zum Zeitpunkt der 
Auslegung vorliegenden Stellungnahmen und Unterlagen in der betreffenden Planung eine Rolle 
spielen. 
Die Pflicht einer schlagwortartigen Zusammenfassung und Charakterisierung von Umweltinforma-
tionen gilt nur im Regelverfahren. Im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB und im beschleu-
nigten Verfahren, in denen von Umweltprüfung und Umweltbericht abgesehen wird, entfällt auch 
die Pflicht zur Angabe, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind. 
 
Fachbereich Landwirtschaft 
□ Positiv 

 
 
Wird zur Kenntnis genommen und auf Bebau-
ungsplanebene berücksichtigt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
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□ Positiv unter Beachtung von Auflagen und Hinweisen 
X Negativ 
□ Nicht betroffen 
□ Keine Beurteilung möglich 
 
Die Verwaltungsgemeinschaft Bad Saulgau-Herbertingen plant die Ausweisung eines 
Sondergebietes für eine Freiflächen- Photovoltaikanlage auf den Flst. Nrn. 150/3, 151/3 
und 151/4, Gemarkung Bierstetten. Der Geltungsbereich beträgt insgesamt 3,2 ha. 
Die Gemarkung Bierstetten war bis 2018 „Kleines Gebiet“ und ist nach der Gebietskulisse 
ab 2019 als „teilweise benachteiligtes Gebiet“ kategorisiert und erfüllt damit die Voraus-
setzungen der Freiflächenöffnungsverordnung (FFÖ-VO). Bei der überplanten Fläche 
handelt es sich um landwirtschaftlich genutztes Ackerland, welches als Vorrangflur (Stufe 
2) eingestuft war. Die neue Flurbilanz 2022 ordnet die Fläche nun jedoch inzwischen der 
höchsten Vorrangflur (beste Stufe) zu. 
Flächen, die in dieser Vorrangflur liegen, sind besonders landbauwürdige Flächen, die 
zwingend der landwirtschaftlichen Nutzung vorzubehalten sind. 
In diesem Zusammenhang weisen wir auf das Landwirtschafts- und Landeskulturgesetz 
(LLG) hin. Landwirtschaftliche Flächen stellen für die Landwirtschaft die zentrale Produk-
tionsressource dar. Die Landwirtschaft dient auf ökonomischer Grundlage der Allgemein-
heit insbesondere durch die Erzeugung von gesunden Lebensmitteln in ausreichendem 
Umfang unter Gewährleistung des notwendigen Eigenversorgungsanteils der Bevölke-
rung gerade auch in Krisenzeiten (§ 2 Abs. 1 LLG). Nach § 16 des LLG – Schutz land-
wirtschaftlicher Flächen und Landschaftsentwicklung- ist es ein Ziel des Landes, land-
wirtschaftliche Flächen zu schützen und zur Landschaftsentwicklung beizutragen. Für die 
landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Böden sollen nach Möglichkeit ge-
schont werden (§ 16 Abs. 1 LLG). 
Die Flurbilanz steht der Ausweisung eines Sondergebiets für Freiflächen- PV sowie der 
Errichtung einer Freiflächen-PV- Anlage an der geplanten Stelle entgegen. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
Der FB Landwirtschaft führt auf, dass Ackerflä-
chen vorrangig zur Erzeugung von gesunden 
Lebensmitteln in ausreichender Menge zur 
notwendigen Eigenversorgung dienen sollen. In 
erster Linie wird ein Großteil der Ackerflächen 
dazu genutzt, um Futtermittel für die Fleischin-
dustrie herzustellen oder Silomais zur Verwen-
dung als Energiepflanze anzubauen  
(Quelle: https://www.landwirtschaft.de/landwirtschaft-
verstehen/wie-arbeiten-foerster-und-pflanzenbauer/was-waechst-
auf-deutschlands-feldern). 
 
Im Vergleich zur Energieerzeugung aus Bio-
masse (u.a. Energiepflanzen auf Ackerland) 
liegt der Vorteil der Solarenergie in den wesent-
lich höheren Flächenerträgen (Megawattstun-
den pro Hektar): 
    Bioenergie: 10 bis 60 MWh/ha 
    Freiflächen-PV: 1.000 MWh/ha 
    Windenergie: 20.000 MWh/ha 
(Quelle: https://www.thuenen.de/de/themenfelder/langfristige-
politikkonzepte/pv-auf-agrarflaechen) 
 

Würde der Anbau von Energiepflanzen durch 
Photovoltaik ersetzt, könnte über 90% der bis-
her dafür benötigten Flächen wieder der Nah-
rungsmittelproduktion zugeführt werden. 
 
Im Jahre 2020 wurden rd. ein Drittel der land-
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Fachbereich Forst 
□ Positiv 
□ Positiv unter Beachtung von Auflagen und Hinweisen 
□ Negativ 
X Nicht betroffen 
□ Keine Beurteilung möglich 
 

wirtschaftlichen Nutzfläche der Gemarkung 
Bierstetten zur Produktion von Mais verwendet. 
(Quelle: https://ows.geo.hu-
berlin.de/webviewer/landwirtschaft/index.html). 

 
Aus o. g. Gründen wird deutlich, dass die aktu-
elle Nutzung der landwirtschaftlichen Flächen in 
unserer Region zur Lebensmittelproduktion 
noch deutlich optimiert werden kann und die 
Energiegewinnung über eine FFPV-Anlage auf 
einem Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche 
deutlich effizienter ist als 
die Energiegewinnung aus einem Hektar Mais.   
 
Gemäß EEG 2023 liegt die Errichtung und der 
Betrieb von Erneuerbaren-Energien-Anlagen 
und den dazugehörigen Nebenanlagen zur Er-
zeugung erneuerbarer Energie im überragen-
den öffentlichen Interesse und dient der öffent-
lichen Sicherheit. 
 
Im Durchführungsvertrag zum Bebauungsplan 
wird der Rückbau der Anlage nach Ablauf der 
Betriebsdauer geregelt. Die Flächen werden 
nach dem Rückbau wieder in den Ausgangszu-
stand vor dem Eingriff überführt und sind dann 
ohne Bewirtschaftungsauflagen weiter landwirt-
schaftlich nutzbar. 
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Forstliche Belange sind nicht betroffen. 
 
 
Fachbereich Straßenbau 
□ Positiv 
□ Positiv unter Beachtung von Auflagen und Hinweisen 
□ Negativ 
X Nicht betroffen 
□ Keine Beurteilung möglich 
 
Das Plangebiet liegt außerhalb von Kreisstraßen. Die straßenrechtlichen und straßen-
baulichen Belange des Fachbereichs Straßenbau sind nicht betroffen. 
 
 
Fachbereich Recht und Ordnung - Straßenverkehrsbehörde  
□ Positiv 
□ Positiv unter Beachtung von Auflagen und Hinweisen 
□ Negativ 
X Nicht betroffen 
□ Keine Beurteilung möglich 
 
keine örtliche Zuständigkeit 
 
Fachbereich Vermessung und Flurneuordnung  
□ Positiv 
□ Positiv unter Beachtung von Auflagen und Hinweisen 
□ Negativ 
X Nicht betroffen 
□ Keine Beurteilung möglich 
 
Die Belange der Vermessung und Flurneuordnung sind nicht betroffen. 
 
 
Dies ist eine koordinierte Stellungnahme der vorgenannten Fachbereiche. Die Angaben 
wurden auf Plausibilität geprüft. Eine vorweggezogene Abwägung hat nicht stattgefun-

Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. Ein Abwägungs-
protokoll wird im Rahmen der Offenlage über-



Stadt Bad Saulgau / VG Bad Saulgau/Herbertingen                                    Vorhabenbezogener Bebauungsplan „FFPV-Anlage Brandäcker", Gem. Bierstetten 
                                                                                                                sowie 7. Flächennutzungsplanänderung
            - Frühzeitige Beteiligung  
 

Seite 9 von 33 

 

den. Eine Abarbeitung und Abwägung im kommunalen Gremium ist zu jeder einzelnen 
Position notwendig. 
Ich darf Sie bitten, nach Beratung der öffentlich-rechtlichen Belange dem Fachbereich 
Baurecht und dem Fachbereich Umwelt und Arbeitsschutz in jedem Fall je ein Abwä-
gungsprotokoll zu übersenden. 

sandt. 
 

 
B3 

 
Landratsamt Sigmaringen 
Stellungnahme vom 24.04.2023 (BP) 
Anlagen zur Stellungnahme: keine 
 
Fachbereich Brand- und Bevölkerungsschutz  
X Positiv 
□ Positiv unter Beachtung von Auflagen und Hinweisen 
□ Negativ 
□ Nicht betroffen 
□ Keine Beurteilung möglich 
 
Gegen die Maßnahme besteht aus brandschutzrechtlicher Sicht keine Bedenken. 
 
Fachbereich Umwelt und Arbeitsschutz 
□ Positiv 
□Positiv unter Beachtung von Auflagen und Hinweisen 
□ Negativ 
□ Nicht betroffen 
X Keine Beurteilung möglich 
  
Zum Bebauungsplan kann derzeit keine abschließende Stellungnahme abgegeben wer-
den, da die Unterlagen – aufgrund der Anhörung im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
– noch nicht vollständig und nicht aussagekräftig sind. 
Um Vervollständigung der Unterlagen und um weitere Beteiligung wird gebeten. 
 
GRUNDWASSERSCHUTZ 
Das Plangebiet befindet sich im Wasserschutzgebiet „Bierstetten/Schwemmer Esch“, 
Zone III. Die Festlegungen der Rechtsverordnung sind zu beachten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
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BODENSCHUTZ 
Die Belange des Bodenschutzes sind entsprechend des Merkblatts „Bodenschutz in der 
Bauleitplanung“ ausreichend berücksichtigt. 
Der Eingriff in das Schutzgut Boden ist gemäß dem Umweltbericht auszugleichen, für das 
Schutzgut Boden ist eine Kompensation von 4.620 Ökopunkten zu erbringen. 
 
Hinweis zur Eingriffs-Ausgleichsbilanz: 
Zukünftig ist der 10 % Abschlag für bauzeitliche Inanspruchnahme vor der Umrechnung 
auf die rechnerisch im Planzustand versiegelte Fläche zu berechnen. Die Beeinträchti-
gung durch Bautätigkeiten bezieht sich auf das gesamte Eingriffsgebiet, also mindestens 
auf den Gesamtgeltungsbereich multipliziert mit der GRZ. Dieser Wert ist mit der um 10 
% verringerten Wertstufe zu multiplizieren und die resultierenden Ökopunkte zu berech-
nen. Da dieser Hinweis in vorangegangenen Bauleitplänen nicht gemacht wurde, muss er 
nur für zukünftige Vorhaben angewendet werden. Rückfragen können direkt an die unte-
re Bodenschutzbehörde, Paula Brendel (paula.brendel@lrasig.de), erfolgen. 
 
Für das Plangebiet sind keine Eintragungen im Bodenschutz- und Altlastenkataster vor-
handen. Sollte bei den Bau- oder Erschließungsmaßnahmen dennoch sensorisch auffäl-
liger Erdaushub angetroffen werden (z.B. Geruch nach Mineralöl o.Ä., Verfärbungen oder 
Fremdkörper), ist unverzüglich das Landratsamt Sigmaringen, Fachbereich Umwelt und 
Arbeitsschutz, zu informieren. 
Gemäß § 2 Absatz 3 Landesbodenschutzgesetz Baden-Württemberg ist bei Vorhaben 
von mehr als 0,5 Hektar, bei denen z.B. durch Abgrabungen, Aufschüttungen, Auffüllun-
gen, Teil- oder Vollversiegelungen auf natürliche Böden eingewirkt wird, durch den Vor-
habenträger für die Planung und Ausführung des Vorhabens ein Bodenschutzkonzept 
(BSK) zu erstellen. Bei Vorhaben auf einer Fläche von mehr als 1,0 Hektar kann der Vor-
habenträger zur Bestellung einer fachkundigen bodenkundlichen Baubegleitung (BBB) 
verpflichtet werden, welche die Ausführung des Vorhabens überwacht. Aufgrund der rela-
tiv geringen Einwirkungsintensität durch das geplante Modulrammverfahren, sowie die 
ausführlichen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen, wird im vorliegenden Fall von 
der Forderung eines BSK oder einer BBB abgesehen. 
 
ABFALL 
Hinweis: 
Anfallende Bauabfälle, Bauschutt und Abbruchmaterial müssen getrennt gesammelt und 

 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Wird beachtet.  
Die Eingriffs-/ Ausgleichsbilanz für das Schutz-
gut Boden wird angepasst. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird in den Bebauungsplan über-
nommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
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einer Verwertung zugeführt bzw. als Abfall entsorgt werden. 
Bei der Verwertung von mineralischen Reststoffen sind die Anforderungen der Verwal-
tungsvorschrift des Umweltministeriums für die Verwertung von als Abfall eingestuftem 
Bodenmaterial vom 14.03.2007 bzw. die vorläufigen Hinweise zum Einsatz von Baustoff-
recyclingmaterial des damaligen Ministeriums für Umwelt und Verkehr Baden-
Württemberg vom 13.04.2004 einzuhalten. 
Bei der Verwertung von humosem Bodenmaterial in der durchwurzelbaren Bodenschicht 
oder als Oberboden ist die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) 
anzuwenden. 
 
IMMISSIONSSCHUTZ 
Das Sondergebiet für die Photovoltaiknutzung ist hinreichend weit von der Wohnbebau-
ung in Bierstetten entfernt. Immissionsschutzrechtliche Konflikte wegen Reflexionen des 
Sonnlichtes auf den Photovoltaikmodulen sind nicht zu erwarten. 
Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
 
NATURSCHUTZ 
Die eingereichten Unterlagen zur Beurteilung der Bauleitplanung sind – aufgrund der 
Anhörung im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung – noch nicht vollständig. Die Belange 
des Naturschutzes inkl. Umweltbericht sind im Rahmen von § 18 Bundesnaturschutzge-
setz (BNatSchG), § 1 Abs. 6 Nr. 7 Baugesetzbuch (BauGB), § 1a BauGB, § 2 Abs. 4 
BauGB und § 2a BauGB in den Planunterlagen daher noch nicht ausreichend berück-
sichtigt und abgearbeitet. 
Der Umweltbericht ist nach derzeitigem Sachstand noch unvollständig. Dieser ist auf der 
Grundlage des grundsätzlich bei Bauleitplänen anzuwendenden gemeinsamen Bewer-
tungsmodells der Landkreise Bodenseekreis, Ravensburg und Sigmaringen zu erstellen 
und muss insbesondere folgendes beinhalten: 
1. die Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung mit Vorschlägen zu Vermeidungs-, Minimierungs- 
und Kompensationsmaßnahmen, 
2. Aussagen zu artenschutzrechtlichen Belangen (spezielle artenschutzrechtliche Prü-
fung), inklusive evtl. erforderlicher CEF-Maßnahmen. Es sind zwei Relevanzbegehungen 
geplant. 
Es wird darauf hingewiesen, dass im vorliegenden Fall keine Relevanzbegehungen aus-
reichen, sondern hier eine fachlich korrekte Brutvogelkartierung beispielsweise nach 

Der Hinweis wird in den Bebauungsplan über-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird beachtet.  
Es wurde eine Brutvogelkartierung durchgeführt 
mit Augenmerk auf Feldlerche, Wachtel und 
Schafstelze. 
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Südbeck et al. (2012) durchgeführt werden muss. Gerade bei der Feldlerche ist hier eine 
Kartierung der Erstbrut durchzuführen. Es müssen aber auch weitere Arten wie bei-
spielsweise die Schafstelze oder die Wachtel, die ebenfalls auf der Fläche vorkommen 
können, beachtet werden. 
Die Etablierung einer Fettwiese in Kap. 8.6 soll durch eine Wiesensaatgutmischung er-
reicht werden, die vor dem Beginn der Bauarbeiten umgesetzt werden soll. Dass zur 
Etablierung einer Wiese auf dem dann ehemaligen Ackerstandort regelmäßige Schröpf-
schnitte notwendig sind, wird nicht bedacht bzw. es ist unklar, wie diese mit bestehenden 
Modulen erfolgen soll. Diese Schritte sind zu konkretisieren. 
 
 
 
 
 
Zur Maßnahme M4 wird angeregt, hier um die Anlage herum eine Saumstruktur oder 
einen Blühstreifen zu etablieren, anstatt hier eine durchgehende Hecke zu pflanzen, die 
teilweise auch in den Zaun einwachsen kann. Einzelne Strauchpflanzungen zur Eingrü-
nung sind sinnvoll, aber zur Pflege der Fläche wäre ein durchgehender extensiv genutz-
ter Saum oder ein Blühstreifen mit mehrjähriger Standzeit sinnvoller. 
 
Die Maßnahme M5 mit einer angegebenen Mahd mit Abräumen gestaltet sich auf der 
Fläche in der Praxis schwierig bzw. dann kostenintensiv. Es wird zwar dargestellt, dass 
auch eine Beweidung möglich ist, jedoch nicht, ob hier überhaupt geeignete Tiere vor-
handen sind und wie die Beweidung letztendlich gestaltet werden soll. Die Etablierung 
einer Standweide ist auf der Fläche naturschutzfachlich beispielsweise nicht zielführend. 
 
Statt der Anlage eines Insektenhotels in Maßnahme M6 wären Sonderstrukturen auf der 
Fläche wie beispielsweise Totholzhaufen, verdichtete unbewachsene Flächen auf dem 
Acker sinnvoller. 
 
In Kapitel 11.3 wird bereits attestiert, dass externe Kompensationsmaßnahmen nicht 
notwendig ist. Die Aussage kann derzeit nicht getroffen werden, da die Daten zum Arten-
schutz noch nicht vorliegen. 
 
Das Monitoringkonzept aus Kapitel 13 ist aufgrund der noch fehlenden Aussagen zum 

 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
Bei Bedarf werden Schröpfschnitte vor dem 
Bau der Module durchgeführt. Es wird jedoch 
im Hinblick auf den vom FB Landwirtschaft (vgl. 
Stellungnahme Nr. B2 zur FNP-Änderung) ge-
forderten Erhalt der hohen Bodenfruchtbarkeit 
im Bereich einer Vorrangflur höchster Wertstufe 
von einer zu starken Aushagerung der Fläche 
abgesehen.  
 
Wird beachtet. Die Maßnahme M4 wird geän-
dert. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. Eine Mahd mit 
Abräumen kann alternativ durch eine Bewei-
dung ersetzt werden. Eine Beweidung würde 
als Stoßbeweidung erfolgen.  
 
Wird beachtet. Die Maßnahme M6 wird geän-
dert. 
 
 
Wird beachtet. Nach Vorliegen der faunisti-
schen Untersuchungen ist eine externe vorge-
zogene Ausgleichsmaßnahme notwendig. 
 
Wird beachtet. Eine ökologische Baubegleitung 
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Artenschutz derzeit noch nicht abschließend. Damit die Umsetzung der Maßnahmen 
auch erfolgreich ist, müssen diese durch eine ökologische Baubegleitung fachlich beglei-
tet werden. 
Ansonsten ist der Erfolg der Maßnahmen erfahrungsgemäß nicht gegeben. 
 
Eine abschließende Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde kann erst dann 
abgegeben werden, wenn die vorgenannten Unterlagen vorgelegt werden. Um weitere 
Beteiligung im Verfahren wird gebeten. 
 
Hinweise: 
Aufgrund von höchstrichterlicher Entscheidung (VGH Mannheim, Urteil vom 12.06.2012, Nr. 8 S 
1337/10, bestätigt durch das Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 18.07.2012, Nr. 4 CN 3.12) 
sind folgende Positionen im Bauleitplanverfahren zu beachten: § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB verpflich-
tet die Gemeinden, die in den vorgenannten Stellungnahmen und Unterlagen behandelten Um-
weltthemen nach Themenblöcken zusammenzufassen und diese in der Auslegungsbekanntma-
chung schlagwortartig zu charakterisieren. Erforderlich ist eine Kurzfassung der vorhandenen 
Informationen. Das Bekanntmachungserfordernis erstreckt sich auch auf solche Arten verfügbarer 
Umweltinformationen, die in Stellungnahmen enthalten sind, die die Gemeinde für unwesentlich 
halten und deshalb nicht auszulegen beabsichtigt. Verstöße gegen § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB füh-
ren zur Unwirksamkeit des Bebauungsplanes. Ein pauschaler Hinweis auf den anhängenden Um-
weltbericht sowie eine bloße Auflistung der umweltbezogenen Stellungnahmen genügt diesen 
Anforderungen nicht. Nach Auffassung der Rechtsprechung ist die zu planende Gemeinde auf der 
‚sicheren Seite“, wenn der Bekanntmachungstext einen zwar stichwortartigen aber vollständigen 
Überblick über diejenigen Umweltbelange ermöglicht, die aus der Sicht der zum Zeitpunkt der 
Auslegung vorliegenden Stellungnahmen und Unterlagen in der betreffenden Planung eine Rolle 
spielen. 
Die Pflicht einer schlagwortartigen Zusammenfassung und Charakterisierung von Umweltinforma-
tionen gilt nur im Regelverfahren. Im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB und im beschleu-
nigten Verfahren, in denen von Umweltprüfung und Umweltbericht abgesehen wird, entfällt auch 
die Pflicht zur Angabe, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind. 
 
Fachbereich Landwirtschaft 
□ Positiv 
X Positiv unter Beachtung von Auflagen und Hinweisen 
□ Negativ 
□ Nicht betroffen 
□ Keine Beurteilung möglich 

wird aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
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Die Verwaltungsgemeinschaft Bad Saulgau-Herbertingen plant die Ausweisung eines 
Sondergebietes für eine Freiflächen- Photovoltaikanlage auf den Flst. Nrn. 150/3, 151/3 
und 151/4, Gemarkung Bierstetten. Der Geltungsbereich beträgt insgesamt 3,2 ha. 
Der Flächennutzungsplan wird im Parallelverfahren geändert. 
Die Gemarkung Bierstetten war bis 2018 „Kleines Gebiet“ und ist nach der Gebietskulisse 
ab 2019 als „teilweise benachteiligtes Gebiet“ kategorisiert und erfüllt damit die Voraus-
setzungen der Freiflächenöffnungsverordnung (FFÖ-VO). 
Bei der überplanten Fläche handelt es sich um landwirtschaftlich genutztes Ackerland, 
welches als Vorrangflur der Stufe II eingestuft ist. Flächen der Vorrangflur Stufe II sind 
landbauwürdige Böden, die der Landwirtschaft grundsätzlich vorbehalten werden sollten. 
Allerdings wird mit der EEG Novelle 2023 erstmalig gesetzlich festgeschrieben, dass die 
Errichtung und der Betrieb von Erneuerbaren-Energien-Anlagen und den dazugehörigen 
Nebenanlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie im „überragenden öffentlichen Inte-
resse liege und der „öffentlichen Sicherheit“ diene“. Das EEG 2023 misst dem verstärkten 
Ausbau von Photovoltaik hierbei einen sehr hohen Stellenwert zu. 
Wir erheben daher keine Einwände gegen die Errichtung der geplanten Freiflächen-
Photovoltaik-Anlage an der geplanten Stelle. 
Der Flächenverlust ist für den bewirtschaftenden Landwirt nicht existenzgefährdend. 
Als Ausgleich soll eine artenreiche Fettwiese unter den Modulen geschaffen werden. Ex-
terne Kompensationsmaßnahmen sind keine geplant. 
 
Wir bitten um Beachtung der folgenden Hinweise: 
Die Flächen müssen nach dem Anlagenrückbau oder bei Nichtrealisierung wieder in den 
Ausgangszustand vor dem Eingriff überführt werden (inkl. Rekultivierungsmaßnahmen) 
und ohne Bewirtschaftungsauflagen weiter landwirtschaftlich nutzbar sein. 
 
Fachbereich Forst 
□ Positiv 
□ Positiv unter Beachtung von Auflagen und Hinweisen 
□ Negativ 
X Nicht betroffen 
□ Keine Beurteilung möglich 
 
Forstliche Belange sind nicht betroffen. 

 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
In dieser Stellungnahme unterstützt der FB 
Landwirtschaft das Vorhaben. Die Stellung-
nahme widerspricht sich mit der Stellungnahme 
des FB Landwirtschaft zur FNP-Änderung (sie-
he B2). 
Es kann zudem nicht von einem „Flächenver-
lust“ gesprochen werden. Die Flächen werden 
dem Ackerbau auf begrenzte Zeit entzogen 
(Weide- oder Grünlandnutzung besteht fort), 
hierdurch geschont und stehen Folgegeneratio-
nen somit weiterhin zur Verfügung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird beachtet. Im Durchführungsvertrag wird 
der Rückbau geregelt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
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Fachbereich Straßenbau 
□ Positiv 
□ Positiv unter Beachtung von Auflagen und Hinweisen 
□ Negativ 
X Nicht betroffen 
□ Keine Beurteilung möglich 
 
Das Plangebiet liegt außerhalb von Kreisstraßen. Die straßenrechtlichen und straßen-
baulichen Belange des Fachbereichs Straßenbau sind nicht betroffen. 
 
 
Fachbereich Recht und Ordnung - Straßenverkehrsbehörde  
□ Positiv 
□ Positiv unter Beachtung von Auflagen und Hinweisen 
□ Negativ 
X Nicht betroffen 
□ Keine Beurteilung möglich 
 
keine örtliche Zuständigkeit 
 
Fachbereich Vermessung und Flurneuordnung  
□ Positiv 
X Positiv unter Beachtung von Auflagen und Hinweisen 
□ Negativ 
□ Nicht betroffen 
□ Keine Beurteilung möglich 
 
Anmerkung zu den Flurstückgrenzen. Für die Grenzpunkte der betroffenen Flurstücke 
liegen nur teilweise Landeskoordinaten vor, einige der Punkte haben den Status grafisch 
(digitalisiert) und sind nicht endgültig koordiniert. Dies hat zur Folge, dass bei Beantra-
gung einer Grenzfeststellung von einem größeren Aufwand und Zeitumfang für die 
Durchführung ausgegangen werden muss. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
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Dies ist eine koordinierte Stellungnahme der vorgenannten Fachbereiche. Die Angaben 
wurden auf Plausibilität geprüft. Eine vorweggezogene Abwägung hat nicht stattgefun-
den. Eine Abarbeitung und Abwägung im kommunalen Gremium ist zu jeder einzelnen 
Position notwendig. 
Ich darf Sie bitten, nach Beratung der öffentlich-rechtlichen Belange dem Fachbereich 
Baurecht und dem Fachbereich Umwelt und Arbeitsschutz in jedem Fall je ein Abwä-
gungsprotokoll zu übersenden. 
 

 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. Ein Abwägungs-
protokoll wird im Rahmen der Offenlage über-
sandt. 
 

 
B4 

 
Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) 
Stellungnahme vom 17.04.23 (FNP) 
Anlagen zur Stellungnahme: Merkblatt 
 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördli-
che Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf der 
Grundlage der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Pla-
nungsvorhaben. 
 
1 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall 
nicht überwunden werden können 
Keine 
 
2 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den Plan berühren können, 
mit Angabe des Sachstandes 
Keine 
 
3 Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
 
Geotechnik 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können unter http://maps.lgrb-bw.de/ 
abgerufen werden. 
Ingenieurgeologische Belange werden im Rahmen der Anhörung zu konkreten Planun-
gen (z. B. Bebauungspläne) beurteilt, wenn Art und Umfang der Eingriffe in den Unter-

 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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grund näher bekannt sind. Eine Gefahrenhinweiskarte (insbesondere bezüglich eventuel-
ler Massenbewegungen und Verkarstungsstrukturen) kann, nach vorheriger - für Kom-
munen und alle übrigen Träger öffentlicher Belange gebührenfreier - Registrierung, unter 
http://geogefahren.lgrb-bw.de  abgerufen werden  
 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens „Freiflächenphotovoltaikanlage Brandäcker“ 
hat das LGRB mit Schreiben vom 17.04.2023 (Az. 2511 // 23-01238) zum Planungsbe-
reich folgende ingenieurgeologische Stellungnahme abgegeben: 
 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentli-
cher Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen 
daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, 
Baugrundgutachten oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen 
Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird andernfalls die Übernahme 
der folgenden geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen: 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich von Lössführenden Fließerden und Verschwemmungssedimenten 
unbekannter Mächtigkeit. 
Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes 
sowie einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen 
(bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rech-
nen. 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-
beiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-
higkeit des Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch 
ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 
Boden 
Die lokalen bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen der Bodenfunktionen nach 
§ 2 Abs. 2 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) können unter https://maps.lgrb-
bw.de/ in Form der BK50 abgerufen werden. Generell ist bei Planungsvorhaben entspre-
chend § 2 Abs. 1 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) auf den spar-
samen und schonenden Umgang mit Boden zu achten. Dies beinhaltet u. a. die bevor-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die geotechnischen Hinweise werden in den 
Bebauungsplan übernommen. 
. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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zugte Inanspruchnahme von weniger wertvollen Böden. Ergänzend dazu sollten Moore 
und Anmoore (u. a. als klimarelevante Kohlenstoffspeicher) sowie andere Böden mit be-
sonderer Funktion als Archiv der Natur und Kulturgeschichte (vgl. LGRBwissen, Boden-
bewertung – Archivfunktion, https://lgrbwissen.lgrb-bw.de) bei Planvorhaben aufgrund 
ihrer besonderen Schutzwürdigkeit möglichst nicht in Anspruch genommen werden.  
Bodenkundliche Belange werden im Rahmen der Anhörung zu konkreten Planungen, wie 
z. B. Bebauungspläne, beurteilt, wenn Informationen zu Art und Umfang der Eingriffe 
vorliegen. 
 
Mineralische Rohstoffe 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
 
Grundwasser 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentli-
cher Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen 
daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein hydrogeologisches Übersichtsgutachten, 
Detailgutachten oder hydrogeologischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen 
Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
Auf die Lage des Plangebietes innerhalb der Schutzzone III des festgesetzten Wasser-
schutzgebietes „Bierstetten/Schwemmer Esch“ (LUBW-Nr.: 437 018) wird hingewiesen. 
Auf die Bestimmungen der Rechtsverordnung des Wasserschutzgebietes wird verwiesen. 
Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung des LGRB zu hydrogeologischen Themen 
statt. 
 
Bergbau 
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. 
Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Unterla-
gen ist das Plangebiet nicht von Altbergbau oder künstlich geschaffenen Althohlräumen 
(bspw. Stollen, Bunker, unterirdische Keller) betroffen. 
 
Geotopschutz 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht 
tangiert. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Allgemeine Hinweise 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologi-
schen Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der 
Homepage des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der 
Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop-
Kataster) abgerufen werden kann. 
 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
B5 

 
Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) 
Stellungnahme vom 17.04.23 (BP) 
Anlagen zur Stellungnahme: Merkblatt 
 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördli-
che Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf der 
Grundlage der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Pla-
nungsvorhaben. 
 
1 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall 
nicht überwunden werden können 
Keine 
 
2 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den Plan berühren können, 
mit Angabe des Sachstandes 
Keine 
 
3 Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
 
Geotechnik 
 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentli-
cher Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen 
daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, 
Baugrundgutachten oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen 
Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird andernfalls die Übernahme 
der folgenden geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen: 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich von Lössführenden Fließerden und Verschwemmungssedimenten 
unbekannter Mächtigkeit. 
Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes 
sowie einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen 
(bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rech-
nen. 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-
beiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-
higkeit des Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch 
ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 
Boden 
Das Schutzgut Boden wird im Umweltbericht äußerst knapp abgehandelt. In diesem Zu-
sammenhang wird darauf hingewiesen, dass mittels Bodenkarte 1:50.000 (GeoLa BK50, 
aktuellster Stand unter https://maps.lgrb-bw.de/ abrufbar) für Baden-Württemberg bzw. 
Bodenschätzungsdaten nach ALK und ALB (2010, vom LGRB vertrieben) eine Beschrei-
bung und Bewertung der vorherrschenden Böden möglich ist. Ob eine ausführlichere 
Darstellung des Schutzgutes Boden im Rahmen des geplanten Vorhabens erforderlich 
ist, sollte von der Unteren Bodenschutzbehörde entschieden werden. 
 
Generell der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz 
(LBodSchAG) bei geplanten Vorhaben, die auf nicht versiegelte, nicht baulich veränderte 
oder unbebaute Flächen von mehr als 0,5 Hektar einwirken werden, ein Bodenschutz-
konzept zur Gewährleistung des sparsamen, schonenden und haushälterischen Um-
gangs mit dem Boden im Rahmen der weiteren Vorhabenplanung bzw. -durchführung zu 
erstellen ist. Eine Erstellung des Bodenschutzkonzepts nach DIN 19639 wird dringend 
empfohlen. 
 
Mineralische Rohstoffe 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen 

 
Die geotechnischen Hinweise werden in den 
Bebauungsplan übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Das Schutzgut Boden wurde auf den Seiten 8 
und 19 des Umweltberichts mit einer dem Vor-
haben angemessenen Untersuchungstiefe ab-
gehandelt. Die Bodenkarte 1:50.000 sowie die 
Bodenschätzungsdaten wurden zum Vorent-
wurf für die Beschreibung und Bewertung der 
vorherrschenden Böden herangezogen. 
 
Die Untere Bodenschutzbehörde hält eine Er-
stellung eines Bodenschutzkonzepts nicht für 
erforderlich (s. Stellungnahme B3). 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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oder Bedenken vorzubringen. 
 
Grundwasser 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentli-
cher Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen 
daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein hydrogeologisches Übersichtsgutachten, 
Detailgutachten oder hydrogeologischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen 
Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
Auf die Lage des Plangebietes innerhalb der Schutzzone III des festgesetzten Wasser-
schutzgebietes „Bierstetten/Schwemmer Esch“ (LUBW-Nr.: 437 018) wird hingewiesen. 
Auf die Bestimmungen der Rechtsverordnung des Wasserschutzgebietes wird verwiesen. 
Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung des LGRB zu hydrogeologischen Themen 
statt. 
 
Bergbau 
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. 
Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Unterla-
gen ist das Plangebiet nicht von Altbergbau oder künstlich geschaffenen Althohlräumen 
(bspw. Stollen, Bunker, unterirdische Keller) betroffen. 
 
Geotopschutz 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht 
tangiert. 
 
Allgemeine Hinweise 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologi-
schen Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der 
Homepage des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der 
Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop-
Kataster) abgerufen werden kann. 
 

 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
B6 

 
RP Tübingen 
Stellungnahme vom 21.04.23 (FNP) 
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Anlagen zur Stellungnahme: keine 
 
I. Belange der Raumordnung 
Nach § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzu-
passen. 
Nach Prüfung der Sach- und Rechtslage unter den beigefügten Planungsunterlagen ist 
aus raumordnerischer Sicht wie folgt festzustellen: 
 
Für die raumordnerische Prüfung ist der Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg 
2002, der Regionalplan Bodensee-Oberschwaben vom 04.04.1996 sowie der in Aufstel-
lung befindliche, aber vom zuständigen Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen 
noch nicht genehmigte Regionalplanfortschreibungsentwurf Bodensee-Oberschwaben 
vom 25.06.2021 anzuwenden. 
 
Nach dem gültigen und rechtskräftigen Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg 
2002 ist durch die vorliegende Planung PS 5.3.2 (Z 1) zu berücksichtigen. Dieser führt 
aus: 
 
„Die für eine land- und forstwirtschaftliche Nutzung gut geeigneten Böden und Standorte, 
die eine ökonomisch und ökologisch effiziente Produktion ermöglichen, sollen als zentra-
le Produktionsgrundlage geschont werden; sie dürfen nur in unabweisbar notwendigem 
Umfang für andere Nutzungen vorgesehen werden. Die Bodengüte ist dauerhaft zu be-
wahren.“ 
 
Es ist der Nachweis zu erbringen, dass eine unabweisbare Notwendigkeit zur Nutzung 
der geplanten Fläche vorliegt. Dies wäre beispielsweise im Rahmen einer umfangreichen 
Standortalternativenprüfung möglich. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Im zitierten PS 5.3.2 (Z 1) des Landesentwick-
lungsplans wird aufgeführt, dass  

- zur land- und forstwirtschaftlichen Nut-
zung gut geeignete Böden geschont 
werden sollen, 

- zur land- und forstwirtschaftlichen Nut-
zung gut geeignete Böden nur in unab-
weisbar notwendigem Umfang umge-
nutzt werden dürfen und 

- die Bodengüte dauerhaft gewahrt wer-
den muss.  

 
Diese Punkte werden durch das Vorhaben alle-
samt eingehalten. Durch die geplante Anlage 
werden die hochwertigen Ackerböden geschont 
und für zukünftige Generationen gesichert.  
Es findet keine Umnutzung statt, die sich nega-
tiv auf die Bodenfunktionen auswirkt, da nur 
geringfügig versiegelt wird und die spätere 
landwirtschaftliche Nutzung in einem Durchfüh-
rungsvertrag mit Rückbauverpflichtung sicher-
gestellt wird. Die Flächen werden nach dem 
Anlagenrückbau oder bei Nichtrealisierung wie-
der in den Ausgangszustand vor dem Eingriff 
überführt und sind ohne Bewirtschaftungsaufla-
gen weiter landwirtschaftlich nutzbar. 
Die vorhandene Bodengüte wird ebenfalls ge-
wahrt, da die Fläche nur für einen gewissen 
Zeitraum als Ackerfläche nicht mehr zur Verfü-
gung steht, an der Bodenbeschaffenheit sich 
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II. Belange der Landwirtschaft 
Es wird auf ca. 3,2 ha landwirtschaftlicher Ackerfläche eine Freiflächensolaranlage ge-
plant, so dass von der Planung aufgrund der zumindest befristeten Umwidmung, land-
wirtschaftliche Belange betroffen sind. 
 
Bei dem Standort handelt es sich um eine Ackerfläche der Vorrangflur nach Flurbilanz 
2022 die höchste Wertstufe, wobei die Vorrangflur Flächen umfasst, die wegen ihrer 
Standortgunst für den ökonomischen Landbau unverzichtbar und deshalb der landwirt-
schaftlichen Nutzung vorzubehalten sind. Eine Umnutzung sollte demnach grundsätzlich 
ausgeschlossen bleiben.  
 
Dementsprechend bestehen aus regional übergeordneter landwirtschaftlich fachlicher 
Sicht gegenüber der Planung zu einer Freiflächensolaranlage auf diesem Standort 
grundsätzliche Bedenken. Eine fehlende Flächenverfügbarkeit (Eigentumsverhältnisse) 
sollte durch entsprechenden Flächentausch überwunden werden können. So könnte die 
geplante Freiflächensolaranlage auch unter Berücksichtigung agrarstruktureller Belange 
realisiert werden. 
 

aber keine Änderungen ergeben. 
Eine „unabweisbare Notwendigkeit zur Nutzung 
der geplanten Fläche“ liegt vor dem Hintergrund 
der gesetzten Klimaschutzziele auf internatio-
naler, nationaler Ebene sowie auf Landesebene 
vor. Die Stabsstelle Energiewende, Windener-
gie und Klimaschutz beim RP Tübingen führt 
aus, dass „die Lücke zwischen der voraussicht-
lich in Zukunft benötigten Strommenge und der 
mit der heute installierten Leistung von Anlagen 
zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Ener-
gien erzielbaren Strommenge so groß ist, dass 
jede neue Anlage benötigt wird, um diese Lü-
cke zu verkleinern“. 
 
Die Standortprüfung wird ergänzt. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Die neue landwirtschaftliche Flurbilanz 2022 
liegt für den Landkreis Sigmaringen erst seit 
April 2023 vor. Weder die Bodenschätzungs-
werte noch die frühere Flurbilanz wiesen zum 
Zeitpunkt der Entscheidungsfindung des Vor-
habenträgers, des Aufstellungsbeschlusses und 
der Erstellung der Planungsunterlagen auf eine 
hohe Bedeutung hin. Der Aufstellungsbe-
schluss wurde am 24.11.2022 gefasst.  
 
Die Stadt Bad Saulgau weist aufgrund hoher 
Nitratbelastungen im Trinkwasser dem Grund-
wasserschutz und der Nutzungsextensivierung 
in Wasserschutzgebieten eine hohe Bedeutung 
zu. Daher sind gemäß eines Grundsatzbe-
schlusses des Gemeinderats vom 16.12.2021 



Stadt Bad Saulgau / VG Bad Saulgau/Herbertingen                                    Vorhabenbezogener Bebauungsplan „FFPV-Anlage Brandäcker", Gem. Bierstetten 
                                                                                                                sowie 7. Flächennutzungsplanänderung
            - Frühzeitige Beteiligung  
 

Seite 24 von 33 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
III. Belange des Straßenbaus 
Das Plangebiet, welches über Gemeindestraßen verkehrlich erschlossen werden soll, 
befindet sich abseits klassifizierter Bundes- und Landesstraßen, sodass deren straßen-
rechtliche Belange nicht betroffen sind und seitens der Abteilung Mobilität, Verkehr, Stra-
ßen keine Einwendungen erhoben werden. 
 
IV. Naturschutz 
Die von der höheren Naturschutzbehörde zu vertretenden Belange sind derzeit nicht be-
rührt. 
 
V. Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Klimaschutz 
Zu den Belangen des Klimaschutzes im Zusammenhang mit der Planung wird wie folgt 

Freiflächenphotovoltaikanlagen in Bad Saulgau 
vorrangig in Wasserschutzgebieten (WSG) zu 
errichten. Auf der Gemarkung Bierstetten über-
schneidet sich das dortige WSG „Schwemmer 
Esch“ vollständig mit einer Vorrangflur nach 
Flurbilanz 2022, so dass – gemäß kommuna-
lem Grundsatzbeschlusses - keine Freiflächen-
photovoltaikanlagen auf der Gemarkung 
Bierstetten errichtet werden könnten. 
 
Ein möglicher Flächentausch wurde geprüft, 
wäre aber zum einen für den Vorhabenträger 
aufgrund der hohen zu zahlenden Gebühren 
sehr unwirtschaftlich.  
Zum anderen sind auf der Gemarkung Bierstet-
ten keine Flächen vorhanden, die im WSG, 
aber außerhalb von Vorrangfluren liegen. Ein 
Flächentausch müsste daher gemarkungsüber-
greifend erfolgen. Angesichts der randlichen 
Lage Bierstettens sowohl am äußersten östli-
chen Rand der Gemeinde als auch des Land-
kreises Sigmaringen wird dies als wenig prakti-
bel angesehen. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Stellung genommen: 
 
(1) Nach § 1 Absatz 5 Baugesetzbuch sollen die Bauleitpläne insbesondere dazu beitra-
gen, den Klimaschutz und die Klimaanpassung zu fördern. Nach § 1a Absatz 5 Bauge-
setzbuch soll bei der Aufstellung der Bauleitpläne den Erfordernissen des Klimaschutzes 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch sol-
che, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. 
 
(2) Unter Berücksichtigung der internationalen, europäischen und nationalen Klima-
schutzziele und -maßnahmen werden die Treibhausgasemissionen in Baden-
Württemberg gemäß § 10 Abs.1 Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Ba-
den-Württemberg (KlimaG BW) im Vergleich zu den Gesamtemissionen des Jahres 1990 
zur Erreichung der Netto-Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2040 schrittweise verrin-
gert. Nach § 10 Abs.1 S. 2 KlimaG BW erfolgt bis zum Jahr 2030 eine Minderung min-
destens über den Zielwert 65 Prozent nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 des Bundes-
Klimaschutzgesetzes hinaus. 
 
(3) Gemäß der Klima-Rangfolge nach § 3 Abs.1 KlimaG BW kommt bei der Verwirkli-
chung der Klimaschutzziele der Energieeinsparung, der effizienten Bereitstellung, Um-
wandlung, Nutzung und Speicherung von Energie sowie dem Ausbau erneuerbarer 
Energien besondere Bedeutung zu. ca. 90 Prozent der Treibhausgasemissionen sind 
energiebedingt. § 3 Abs.1 Satz 2 KlimaG BW trägt der Tatsache Rechnung, dass der 
Beitrag einzelner Maßnahmen zum Klimaschutzziel verhältnismäßig klein sein kann. Die 
Klimaschutzziele können nur erreicht werden, wenn der Klimaschutz auf allen Ebenen 
engagiert vorangetrieben und konkrete Maßnahmen umgesetzt werden. Das KlimaG BW 
richtet sich daher mit einer allgemeinen Verpflichtung zum Klimaschutz an alle Bürgerin-
nen und Bürger sowie mit besonderen Regelungen an das Land, die Kommunen und die 
Wirtschaft. 
 
(4) Um die Klimaschutzziele nach § 10 KlimaG BW zu erreichen, kommt es entsprechend 
des Zielszenarios aus dem Forschungsvorhaben „Energie- und Klimaschutzziele 2030“ 
wesentlich darauf an, dass zum einen im Vergleich zu 2010 bis 2030 rund 22 Prozent 
und bis 2050 noch rund 40 Prozent des Endenergieverbrauchs eingespart werden. Zum 
anderen ist entscheidend, den Anteil der erneuerbaren Energien am Endenergiever-
brauch bis 2030 auf 31 Prozent und bis 2050 auf rund 80 Prozent auszubauen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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(5) Die Lücke zwischen der voraussichtlich in Zukunft benötigten Strommenge und der 
mit der heute installierten Leistung von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energien erzielbaren Strommenge ist so groß, dass jede neue Anlage benötigt wird, um 
diese Lücke zu verkleinern. Dies gilt gerade auch mit Blick auf die Zubauentwicklung der 
vergangenen Jahre. Zusätzlich kommt es zum Erreichen der Klimaschutzziele auf inter-
nationaler und nationaler Ebene sowie auf Landesebene außerdem auch darauf an, die 
Treibhausgasemissionen so früh wie möglich zu vermindern, da die kumulierte Menge 
der klimawirksamen Emissionen entscheidend für die Erderwärmung ist.  
 
Es wird gebeten, die Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Klimaschutz 
(StEWK@rpt.bwl.de ) über das Ergebnis des Verfahrens zeitnah zu informieren.  
 

 
B7 

 
RP Tübingen 
Stellungnahme vom 25.04.23 (BP) 
Anlagen zur Stellungnahme: keine 
 
I. Belange der Raumordnung 
Wir verweisen auf die Stellungnahme des Regierungspräsidiums vom 21.04.2023, Az.: 
RPT0210-2434-298/8, zur 7. Änderung des Flächennutzungsplans des Gemeindeverwal-
tungsverbandes Bad Saulgau / Herbertingen (PV Freiflächenanlage Brandäcker Bierstet-
ten). 
Weitere Anregungen oder Bedenken werden nicht vorgebracht. 
 
II. Belange des Klimaschutzes 
Zu den Belangen des Klimaschutzes im Zusammenhang mit der Planung wird wie folgt 
Stellung genommen: 
 
(1) Nach § 1 Absatz 5 Baugesetzbuch sollen die Bauleitpläne insbesondere dazu beitra-
gen, den Klimaschutz und die Klimaanpassung zu fördern. Nach § 1a Absatz 5 Bauge-
setzbuch soll bei der Aufstellung der Bauleitpläne den Erfordernissen des Klimaschutzes 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch sol-
che, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. 
 

 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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(2) Unter Berücksichtigung der internationalen, europäischen und nationalen Klima-
schutzziele und -maßnahmen werden die Treibhausgasemissionen in Baden-
Württemberg gemäß § 10 Abs.1 Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Ba-
den-Württemberg (KlimaG BW) im Vergleich zu den Gesamtemissionen des Jahres 1990 
zur Erreichung der Netto-Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2040 schrittweise verrin-
gert. Nach § 10 Abs.1 S. 2 KlimaG BW erfolgt bis zum Jahr 2030 eine Minderung min-
destens über den Zielwert 65 Prozent nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 des Bundes-
Klimaschutzgesetzes hinaus. 
 
(3) Gemäß der Klima- Rangfolge nach § 3 Abs.1 KlimaG BW kommt bei der Verwirkli-
chung der Klimaschutzziele der Energieeinsparung, der effizienten Bereitstellung, Um-
wandlung, Nutzung und Speicherung von Energie sowie dem Ausbau erneuerbarer 
Energien besondere Bedeutung zu. ca. 90 Prozent der Treibhausgasemissionen sind 
energiebedingt. § 3 Abs.1 Satz 2 KlimaG BW trägt der Tatsache Rechnung, dass der 
Beitrag einzelner Maßnahmen zum Klimaschutzziel verhältnismäßig klein sein kann. Die 
Klimaschutzziele können nur erreicht werden, wenn der Klimaschutz auf allen Ebenen 
engagiert vorangetrieben und konkrete Maßnahmen umgesetzt werden. Das KlimaG BW 
richtet sich daher mit einer allgemeinen Verpflichtung zum Klimaschutz an alle Bürgerin-
nen und Bürger sowie mit besonderen Regelungen an das Land, die Kommunen und die 
Wirtschaft. 
 
(4) Um die Klimaschutzziele nach § 10 KlimaG BW zu erreichen, kommt es entsprechend 
des Zielszenarios aus dem Forschungsvorhaben „Energie- und Klimaschutzziele 2030“  
wesentlich darauf an, dass zum einen im Vergleich zu 2010 bis 2030 rund 22 Prozent 
und bis 2050 noch rund 40 Prozent des Endenergieverbrauchs eingespart werden. Zum 
anderen ist entscheidend, den Anteil der erneuerbaren Energien am Endenergiever-
brauch bis 2030 auf 31 Prozent und bis 2050 auf rund 80 Prozent auszubauen. 
 
(5) Die Lücke zwischen der voraussichtlich in Zukunft benötigten Strommenge und der 
mit der heute installierten Leistung von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energien erzielbaren Strommenge ist so groß, dass jede neue Anlage benötigt wird, um 
diese Lücke zu verkleinern. Dies gilt gerade auch mit Blick auf die Zubauentwicklung der 
vergangenen Jahre. Zusätzlich kommt es zum Erreichen der Klimaschutzziele auf inter-
nationaler und nationaler Ebene sowie auf Landesebene außerdem auch darauf an, die 
Treibhausgasemissionen so früh wie möglich zu vermindern, da die kumulierte Menge 
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der klimawirksamen Emissionen entscheidend für die Erderwärmung ist.  
 
Es wird gebeten, die Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Klimaschutz 
(StEWK@rpt.bwl.de ) über das Ergebnis des Verfahrens zeitnah zu informieren.  
 
III. Belange der Landwirtschaft 
Es wird auf ca. 3,2 ha landwirtschaftlicher Ackerfläche eine Freiflächensolaranlage ge-
plant, so dass von der Planung aufgrund der zumindest befristeten Umwidmung, land-
wirtschaftliche Belange betroffen sind. 
 
Bei dem Standort handelt es sich um eine Ackerfläche der Vorrangflur nach Flurbilanz 
2022 die höchste Wertstufe, wobei die Vorrangflur Flächen umfasst, die wegen ihrer 
Standortgunst für den ökonomischen Landbau unverzichtbar und deshalb der landwirt-
schaftlichen Nutzung vorzubehalten sind. Eine Umnutzung sollte demnach grundsätzlich 
ausgeschlossen bleiben.  
 
Dementsprechend bestehen aus regional übergeordneter landwirtschaftlich fachlicher 
Sicht gegenüber der Planung zu einer Freiflächensolaranlage auf diesem Standort 
grundsätzliche Bedenken. Eine fehlende Flächenverfügbarkeit (Eigentumsverhältnisse) 
sollte durch entsprechenden Flächentausch überwunden werden können. So könnte die 
geplante Freiflächensolaranlage auch unter Berücksichtigung agrarstruktureller Belange 
realisiert werden. 
 
III. Belange Gewässer und Boden  (Referat 52) 
 
Das Sachgebiet Bodenschutz nimmt wie folgt Stellung: 
 
Aus übergeordneter Sicht des Bodenschutzes bestehen keine Einwendungen. 
 
Im Interesse einer frühzeitigen Information des Vorhabenträgers und zur Vermeidung von 
Planungsverzögerungen wird darum gebeten, in den Bebauungsplan nachfolgenden 
Hinweis aufzunehmen: 
 
Die Höhere Bodenschutzbehörde weist vorsorglich darauf hin, dass im Rahmen des 
nachfolgenden Genehmigungsverfahrens zur Sicherstellung der sachgerechten Durch-

 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Es wird auf die Ausführungen zur Stellungnah-
me des RP im Rahmen der FNP-Änderung 
verwiesen (B6). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Untere Bodenschutzbehörde sieht in ihrer 
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führung der Bauarbeiten gemäß § 2 Abs. 3 LBodSchAG ein Bodenschutzkonzept vorzu-
legen ist. Im Bodenschutzkonzept sind die mit der Errichtung von Freiflächen-
Photovoltaik-Anlagen verbundenen, relevanten Gefährdungen sowie die vorgesehenen 
Maßnahmen bezüglich des Schutzguts Boden darzustellen. 
Über die Notwendigkeit einer Bodenkundlichen Baubegleitung entscheidet die Untere 
Bodenschutzbehörde in Abhängigkeit der konkreten Verhältnisse des Einzelfalls.  
Der Beginn der Bauarbeiten ist der Unteren Bodenschutzbehörde rechtzeitig anzuzeigen. 
 
IV. Naturschutz 
Im derzeitigen Stadium ergibt sich aus den vorgelegten Unterlagen momentan keine Be-
troffenheit der Belange der höheren Naturschutzbehörde. Wir verweisen auf die Stellung-
nahme der unteren Naturschutzbehörde, die weit überwiegend die Belange des Natur-
schutzes vertritt. 
 
Wir bitten außerdem um erneute Beteiligung, sobald die spezielle artenschutzrechtliche 
Prüfung vorliegt. 
 

Stellungnahme vom 24.04.2023 von der Forde-
rung eines Bodenschutzkonzepts oder einer 
Bodenkundlichen Baubegleitung ab. 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Wird zugesichert. 
 

 
B8 

 
Regionalverband Bodensee-Oberschwaben 
Stellungnahme vom 31.03.23 
Anlagen zur Stellungnahme: keine 
 
Das o.g. Vorhaben liegt nach Plansatz 3.3.5 des rechtskräftigen Regionalplanes (1996) in 
einem „Schutzbedürftigen Bereich für die Wasserwirtschaft“, in dem als zu beachtendes 
Ziel der Raumordnung im Sinne von § 1 Abs. 4 BauGB, der §§ 3 Abs. 1 Nr. 2 und § 4 
Abs. 1 ROG sowie § 4 Abs. 1 und 4 LplG alle Vorhaben unzulässig sind, die die Nutzung 
der Grundwasservorkommen nach Menge, Beschaffenheit und Verfügbarkeit einschrän-
ken oder gefährden. 
Durch die Ausweisung des Wasserschutzgebietes „Bierstetten/Schemmer Esch“ (festge-
setzt am 01.01.2017) sind die Vorgaben des Regionalplanes weiter konkretisiert, so dass 
die Vorgaben nach der Wasserschutzgebietsverordnung „Bierstetten/Schemmer Esch“ zu 
beachten sind (Schutzgebietszone III). 
Sofern die Belange der Wasserwirtschaft Beachtung finden, bringt der Regionalverband 
zum Bebauungsplan „Freiflächenphotovoltaikanlage Brandäcker“ sowie zur 7. Änderung 
des Flächennutzungsplans für diesen Bereich keine weiteren Anregungen oder Beden-

 
 
 
 
 
Die Vorgaben der Wasserschutzgebietsverord-
nung „Bierstetten/Schemmer Esch“ werden 
beachtet. 
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ken vor. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass in der Gesamtfortschreibung des Regionalplans (Plan-
entwurf zum Satzungsbeschluss der Verbandsversammlung am 25. Juni 2021) für den 
betreffenden Bereich kein Vorranggebiet zur Sicherung von Wasservorkommen und kei-
ne sonstigen Festlegungen vorgesehen sind. 
 

 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
B9 

 
Terranets BW GmbH 
Stellungnahme vom 14.03.23 
Anlagen zur Stellungnahme: Übersichtsplan 
 
Wir bedanken uns für die Beteiligung an der oben genannten 7. Änderung des Flächen-
nutzungsplans und teilen Ihnen mit, dass Leitungen und Anlagen unseres Unternehmens 
von den Änderungen (gilt nur für rot markierte Bereiche) nicht betroffen sind. Im räumli-
chen Geltungsbereich des gesamten FNP liegen Anlagen der terranets bw GmbH. 
 
Sollten der räumliche Geltungsbereich geändert werden und sonstige Auswirkungen auf 
die Anlagen der terranets bw GmbH nicht auszuschließen sein, bitten wir um erneute 
Beteiligung. 
 

 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und zugesichert. 

 
B10 

 
Landesamt für Denkmalpflege 
Stellungnahme vom 27.03.23 
Anlagen zur Stellungnahme: keine 
 
1. Bau- und Kunstdenkmalpflege: 
 
Bezüglich des genannten Verfahrens äußert die Bau- und Kunstdenkmalpflege keine 
Anregungen oder Bedenken. 
 
2. Archäologische Denkmalpflege: 
 
Im Plangebiet sind nach aktuellem Wissensstand keine archäologischen Kulturdenkmale 
bekannt. 

 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und unter Hin-
weise aufgenommen. 



Stadt Bad Saulgau / VG Bad Saulgau/Herbertingen                                    Vorhabenbezogener Bebauungsplan „FFPV-Anlage Brandäcker", Gem. Bierstetten 
                                                                                                                sowie 7. Flächennutzungsplanänderung
            - Frühzeitige Beteiligung  
 

Seite 31 von 33 

 

Wir weisen darauf hin, dass die Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG grundsätzlich gel-
ten und bitten die nachfolgende aktualisierte Version in die Planunterlagen aufzunehmen: 
 
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Be-
funde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbe-
hörde (Landesamt für Denkmalpflege, Tel. 07071/757-2429) oder der Gemeinde anzu-
zeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, 
etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, 
etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zu-
stand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde (Landesamt für Denkmalpfle-
ge, Tel. 07071/757-2429) mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahn-
dung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und 
Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im 
Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt wer-
den.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
zu C: Verwaltungsinterne Stellungnahmen 
 
Lfd. Nr. Wortlaut Stellungnahme/Einwendung/Anregung Abwägungs- /Beschlussvorschlag 

 
 
C1 

 
Stadt Bad Saulgau, Fachbereich 4, Gebühren und Beiträge 
Stellungnahme vom 24.04.2023 
Anlagen zur Stellungnahme: keine 
 
1. Erschließungsbeitrag 
Nach derzeitigem Sachstand besteht keine Erschließungsbeitragspflicht, da es sich bei 
den angrenzenden Wegen Flst.Nrn. 43, 151 und 153/1 um keine zum Anbau bestimmte 
Erschließungsanlage handelt und innerhalb des Sondergebiets keine Erschließungsanla-
gen notwendig sind. 
2. Anschlussbeiträge 
Nach derzeitigem Sachstand besteht für die Buchgrundstücke Flst.Nrn. 150/3, 151/3 und 
151/4 keine Beitragspflicht, da ein Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungs- und 
Abwasseranlage nicht erforderlich ist bzw. derzeit nicht angeschlossen wird. 

 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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C2 

 
Stadt Bad Saulgau, Liegenschaftsamt 
Stellungnahme vom 05.04.23 
Anlagen zur Stellungnahme: keine 
 
keine Einwände 
 

 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

 
C3 

 
Stadt Bad Saulgau, Feuerwehr, Stabsstelle Brand- und Bevölkerungsschutz 
Stellungnahme vom 18.03.2023 
Anlagen zur Stellungnahme: keine 
 
Seitens des vorbeugenden und abwehrenden Brandschutzes bitte ich folgende Punkte 
noch aufzunehmen: 

- Zuwegung für Einsatzfahrzeuge ausgelegt auf mindestens 16 Tonnen 
- ausreichende Löschwasserversorgung auf Grundlage DIN DVGW 405  

 
 
 
Hinsichtlich der Löschwasserbereitstellung gibt 
das Arbeitsblatt W 405 für verschiedene Bau-
gebiete Richtwerte für den Löschwasserbedarf 
vor. Der Nachweis einer ausreichenden 
Löschwasserversorgung in Anlehnung an das 
DVGW-Arbeitsblatt W 405 ist im vorliegenden 
Fall nicht anwendbar, da das Bauvorhaben 
nicht mit den im Arbeitsblatt genannten Bau-
gebieten vergleichbar ist. 
Die Löschwasserversorgung ist über Hydran-
ten in der Ortschaft Bierstetten oder Tankfahr-
zeuge gewährleistet.  
Eine Zuwegung für Einsatzfahrzeuge ist über 
den südlich angrenzenden asphaltierten Weg 
gesichert. Es ist kein Ausbau von Erschlie-
ßungswegen vorgesehen.  
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C4 

 
Stadt Bad Saulgau, Fachbereich 2, Sicherheit und Ordnung 
Stellungnahme vom 14.03.2023 
Anlagen zur Stellungnahme: keine 
 
Aus verkehrsrechtlicher Sicht gibt es keine Einwände. 

 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
C5 

 
Stadtwerke Bad Saulgau 
Stellungnahme vom 04.04.2023 
Anlagen zur Stellungnahme: Auflagen 
 
Es bestehen folgende Auflagen: 
Das Vorhaben liegt in Zone III des Wasserschutzgebietes „Bierstetten/Schwemmer 
Esch“. Es gilt die Schutzgebietsverordnung „Schwemmer Esch“. Diese ist zu beachten. 
Darüber hinaus sind die am 16.12.2021 beschlossenen Vorgaben zur Aufstellung von 
PV-Freiflächenanlagen in Wasserschutzgebieten zwingend einzuhalten. 
Die Stadtwerke Bad Saulgau sind im weiteren Verfahren bis zur Baugenehmigung und 
Bauabnahme zu beteiligen. 
 

 
 
 
 
 
Wird beachtet.  
Die Vorgaben der WSG-Verordnung sowie die 
Vorgaben zur Aufstellung von PV-
Freiflächenanlagen in Wasserschutzgebieten 
werden beachtet. 

 
Aus der Öffentlichkeit gingen keine Stellungnahmen ein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stand:  07.06.2023 
 
Bearbeiter: Sindy Appler, 365° freiraum+umwelt, Überlingen 


